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190. Kundmachung: 14. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
1 9 1 . Kundmachung: 10. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
192. Kundmachung: 15. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
193. Kundmachung: Teuerungszulagenkundmachung 1972

1 9 0 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 17. Juni 1972, mit der die
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung neuer-
lich abgeändert wird (14. Novelle der Bun-

desbahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972, Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht :

Artikel I

Die Dienst- und Lohnordnung für die für
den vorübergehenden Bedarf aufgenommenen
Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der Kund-
machungen BGBl. Nr. 66/1956, BGBl. Nr. 207/
1959, BGBl. Nr. 252/1959, BGBl. Nr. 154/1961,
BGBl. Nr. 214/1962, BGBl. Nr. 13/1964, BGBl.
Nr. 162/1964, BGBl. Nr. 131/1965, BGBl.
Nr. 115/1966, BGBl. Nr. 244/1967, BGBl.
Nr. 266/1968, BGBl. Nr. 170/1969 und BGBl.
Nr. 222/1970 wird wie folgt abgeändert:

1. § 2 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:
„(3) Zur Aufnahme ist die Bewilligung der

für Postenverleihungen zuständigen Dienststelle
erforderlich, wenn der Aufnahmewerber aus dem
öffentlichen Dienst entlassen worden ist oder
wenn er aus dem öffentlichen Dienst während
eines anhängigen Disziplinarverfahrens, eines
Strafverfahrens oder eines Verwaltungsstrafver-
fahrens ausgetreten ist.

(4) Vom Aufnahmeerfordernis nach Abs. 1
lit. a kann die Generaldirektion der Öster-
reichischen Bundesbahnen Nachsicht erteilen."

2. Dem § 2 wird als fünfter Absatz folgende
Bestimmung angefügt:

„(5) Vom Aufnahmeerfordernis nach Abs. 1
lit. b kann die für Postenverleihungen zuständige
Dienststelle Nachsicht erteilen."

3. § 9 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Zuordnung der einzelnen Dienst-

verwendungen zu den Lohngruppen bestimmt
die Anlage 1 (Lohngruppenzuordnung)."

4. Im § 9 Abs. 4 tritt an die Stelle der An-
gabe „1/186" die Angabe „1/182".

5. § 11 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Wird ein ehemaliger zeitverpflichteter
Soldat, der eine Abfertigung erhalten hat, inner-
halb von vier Jahren als Lohnbediensteter der
Österreichischen Bundesbahnen aufgenommen,
so ist er verpflichtet, die Abfertigung soweit
zu erstatten, als die ihrer Berechnung zugrunde
gelegte Zahl der Monatsbezüge höher ist als
die Zahl der Monatsentgelte einschließlich all-
fälliger Haushaltszulagen, die einem Vertrags-
bediensteten des Bundes mit gleicher für die
Bemessung der Abfertigung anrechenbarer Dienst-
zeit zuzüglich der Zeit des Präsenzdienstes zu-
steht. Der Rückerstattungsbetrag ist vom Ent-
gelt in angemessenen Raten abzuziehen, sofern
dies noch nicht geschehen ist."

6. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:
„Die Lohnbediensteten, die im Lokomotiv-

fahr-, im Zugbegleitungs-, im Kraftwagenfahr-,
im Seilbahn- oder im Verschubdienst verwendet
werden, rücken alle zwei Jahre in die nächst-
höhere Lohnstufe vor. Abs. 1 zweiter und dritter
Satz sind sinngemäß anzuwenden."

7. § 13 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch

zu ermitteln, daß — unter Ausschluß der vor
der Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden
Zeiten und unter Beachtung der einschränkenden
Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 — dem Tag
der Aufnahme vorangesetzt werden:

a) die im Abs. 3 angeführten Zeiten zur
Gänze,

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte."

8. § 14 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:
„(2) Wird ein Lohnbediensteter infolge eines

bei den Österreichischen Bundesbahnen er-
littenen Arbeitsunfalles oder einer Berufskrank-
heit oder infolge einer bescheidmäßig fest-
gestellten Kriegsbeschädigung, die eine Ver-
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minderung der Erwerbsfähigkeit zur Folge hat,
in eine niedrigere Lohngruppe überstellt, so
bleiben der bisherige Lohn und die weiteren Vor-
rückungen gewahrt. Die Frist für die Vor-
rückung (§ 12) richtet sich jedoch nach der tat-
sächlichen Verwendung in der neuen Lohn-
gruppe. Allfällige Überstellungen in höhere
Lohngruppen oder gemäß Spalte 6 der An-
lage 1 vorgesehene weitere Vorrückungsbeträge,
die bei der vor Überstellung ausgeübten Dienst-
verwendung vorgesehen waren, werden nach
Erfüllung der dort vorgesehenen Erfordernisse
wirksam. Die gleiche Regelung gilt für Lohn-
bedienstete, die das 55. Lebensjahr vollendet
und ununterbrochen 10 Jahre der Lohngruppe
zugehört haben, wenn ihre Verwendung in-
folge Änderung der Organisation entbehrlich
wird und sie in eine niedrigere Lohngruppe über-
stellt werden.

(3) Wird ein Lohnbediensteter aus seiner
ständigen (das ist eine mindestens sechs Monate
währende) Verwendung in eine Verwendung
einer niedrigeren Lohngruppe überstellt, so
behält er in folgenden Fällen den Lohn der bis-
herigen Lohngruppe und es werden allfällige
bei der ständigen Verwendung vorgesehene
Überstellungen in höhere Lohngruppen (oder
gemäß Spalte 6 der Anlage 1 vorgesehene weitere
Vorrückungsbeträge) nach Erfüllung der hiefür
festgesetzten Erfordernisse wirksam:

a) bei Abordnung für die Dauer derselben,

b) bei Versetzung für die Dauer von 28 Tagen,

c) bei Überstellung in der eigenen Dienststelle
für die Dauer von 28 Tagen."

9. Im § 16 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 tritt je-
weils die Zahl „42" an die Stelle der Zahl „43".

10. § 16 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Angeordnete und geleistete Überzeit-

arbeit wird dem Lohnbediensteten der Sonder-
dienstplangruppe S (ausgenommen Verwaltungs-
dienst) mit einem Zuschlag von 50 v. H. des
für eine Arbeitsstunde gebührenden Lohnes
vergütet."

11. Nach § 16 ist ein § 17 folgenden Inhaltes
anzufügen:

„§ 17. Einmalige Belohnungen

(1) Einmalige Belohnungen können in ein-
zelnen Fällen Lohnbediensteten für außerge-
wöhnliche Arbeitsleistungen gewährt werden.
Auf die Bedeutung dieser Arbeitsleistung ist
dabei Bedacht zu nehmen.

(2) Dem Lohnbediensteten kann aus Anlaß
der Vollendung einer Dienstzeit von 25 und
40 Jahren für treue Dienste eine Jubiläums-
belohnung gewährt werden. Die Jubiläums-

belohnung beträgt bei einer Dienstzeit von
25 Jahren 50 v. H. und bei einer Dienstzeit
von 40 Jahren 100 v. H. des Monatsentgeltes,
das dem Lohnbediensteten für den Monat ge-
bührt, in den das Dienstjubiläum fällt.

(3) Zur Dienstzeit im Sinne des Abs. 2 zählen:

1. die im bestehenden Dienstverhältnis zu den
Österreichischen Bundesbahnen oder deren
Betriebsvorgängern zurückgelegte Zeit, so-
weit sie für die Vorrückung wirksam ist,

2. die in § 13 Abs. 3 angeführten Zeiten, soweit
sie für die Ermittlung des Vorrückungs-
stichtages berücksichtigt wurden,

3. die in Teilbeschäftigung in einem Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundes-
bahnen oder deren Betriebsvorgängern oder
zu einer inländischen Gebietskörperschaft zu-
rückgelegten Zeiten, soweit sie für die Vor-
rückung wirksam sind,

4. die im Ausbildungs- oder im Dienstverhältnis
zu den Österreichischen Bundesbahnen oder
deren Betriebsvorgängern oder zu einer in-
ländischen Gebietskörperschaft zurückgelegten
Zeiten, die für die Vorrückung bloß deshalb
nicht wirksam sind, weil sie vor der Voll-
endung des 18. Lebensjahres liegen,

5. die in einem Unternehmen zurückgelegte
Zeit, wenn das Unternehmen vom Bund
übernommen worden und der Bund gegen-
über den Dienstnehmern in die Rechte des
Dienstgebers eingetreten ist.

(4) Eine Jubiläumsbelohnung im Ausmaß
von 100 v. H. des Monatsentgeltes kann auch
gewährt werden, wenn das Dienstverhältnis
nach einer mindestens 35jährigen Dienstzeit
aus nachfolgenden Gründen endet:

a) durch Kündigung gemäß § 24 Abs. 2
lit. b und c

b) durch Kündigung, durch einverständliche
Auflösung, durch Austritt gemäß § 26
Abs. 4, wenn der Lohnbedienstete das
für Leistungen aus dem Versicherungs-
fall des Alters in der gesetzlichen Pensions-
versicherung vorgeschriebene Anfallsalter
erreicht hat

c) durch Erreichen der Altersgrenze (auch
im Falle des § 36 letzter Absatz) und

d) durch Tod.

(5) Hat der Lohnbedienstete die Voraus-
setzung für die Gewährung einer Jubiläums-
belohnung erfüllt und ist er gestorben, ehe die
Jubiläumsbelohnung ausgezahlt worden ist, so
kann die Jubiläumsbelohnung seinen versor-
gungsberechtigten Hinterbliebenen zur unge-
teilten Hand ausgezahlt werden."
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12. § 20 a Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) In den Fällen des § 20 Abs. 1 lit. a er-
hält der Lohnbedienstete während der Dauer
des Dienstverhältnisses längstens bis zum Ab-
lauf der 52. Woche — im Falle eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit längstens
bis zum Ablauf der 78. Woche — nach Beginn
des Anspruches auf Krankengeld einen Ver-
waltungszuschuß, wenn und solange er Kranken-,
Familien- oder Taggeld aus der gesetzlichen
Sozialversicherung oder nach den gesetzlichen
Bestimmungen über die Kriegsopferversorgung
bezieht oder das Krankengeld aus der gesetz-
lichen Krankenversicherung beziehen würde,
wenn an Stelle dieser Leistung nicht eine Ver-
sehrtenrente oder ein Versehrtengeld aus der ge-
setzlichen Unfallversicherung angefallen wäre."

13. Im § 20 a Abs. 2 erster Satz tritt an die
Stelle des Wortes „Nebengebühren" das Wort
„Nebenbezüge".

14. § 24 Abs. 2 lit. c hat zu lauten:
„c) wenn der Lohnbedienstete, bei dem eine

Feststellung nach lit. b) nicht getroffen
werden kann, bereits längere Zeit krank
und voraussichtlich zur Wiederaufnahme
der Arbeit unfähig ist und bei dem des-
halb mit der Möglichkeit der Invalidi-
sierung gerechnet werden muß. Von dem
Kündigungsrecht darf jedoch in einem
solchen Falle nicht vor Ablauf der 26. Woche
des Krankenstandes — im Falle eines
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit
verlängert sich diese Frist auf 52 Wochen —
Gebrauch gemacht werden. Wird der
Invalidisierungsantrag zeitgerecht gestellt,
so endet das Dienstverhältnis nicht vor
Ablauf des Invalidisierungsverfahrens, jeden-
falls aber mit Ablauf der 52. Woche des
Krankenstandes, im Falle eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit mit
Ablauf der 78. Woche des Kranken-
standes;"

15. § 25 hat zu lauten:

„§ 25. Al tersgrenze
(1) Das Dienstverhältnis endet ohne Kündi-

gung mit Ablauf des Monates, in dem männ-
liche Lohnbedienstete das 65., weibliche das
60. Lebensjahr vollenden.

(2) Mit Zustimmung der Generaldirektion
der Österreichischen Bundesbahnen kann über
Ansuchen einer Lohnbediensteten weiblichen
Geschlechtes das Dienstverhältnis über das voll-
endete 60. Lebensjahr hinaus fortgesetzt werden,
wenn die bahnärztliche Tauglichkeit für die
weitere Verwendung festgestellt ist; das Dienst-
verhältnis endet jedenfalls mit Ablauf des Mo-
nates, in dem das 65. Lebensjahr vollendet
ist."

16. Die Anlage 1 hat zu lauten:
„Anlage 1

Lohngruppenzuordnung

Vorbemerkungen

1. Als „Zeugnis über den Lehrabschluß"
laut Spalte 2 gilt der Gesellenbrief, der Fach-
arbeiterbrief, das Gesellenprüfungszeugnis so-
wie das Lehrzeugnis.

2. Die Angabe „lt. PÜ" bedeutet, daß die
in der Prüfungsübersicht zur Dienstvorschrift
A 12, eingeführt mit DA (73) GD-NB1. Sonder-
blatt Nr. 1 aus 1971, für die betreffenden gleich-
bezeichneten Dienstverwendungen vorgeschrie-
benen Prüfungen als Einstufungserfordernisse
nachzuweisen sind.

3. Für die Einstufung in die in Spalte 3 ge-
nannte Lohngruppe ist grundsätzlich die Er-
füllung der in Spalte 2 unter lit. a und b vor-
geschriebenen Erfordernisse Voraussetzung.
Lohnbedienstete in Dienstverwendungen, die
als Einstufungsvoraussetzungen gemäß Spalte 2
lit. b die Ablegung einer Dienstprüfung be-
inhalten, sind bis zur Ablegung der Verwen-
dungsprüfung in jene Lohngruppe einzustufen,
deren Einstufungserfordernisse sie erfüllen, nach
Ablegung der Verwendungsprüfung um eine
Lohngruppe niedriger, als sie ihnen nach Ab-
legung der geforderten Dienstprüfung gemäß
Spalte 3 zustehen würde; in diesen Fällen wird
die Zeit ihrer tatsächlichen Verwendung so ge-
wertet, als ob sie diese Zeit bereits in der in
Spalte 3 genannten Lohngruppe zugebracht
hätten.

4. Enthält lit. a der Spalte 2 keine Angaben
oder erfüllt der Lohnbedienstete die dort vor-
geschriebenen Erfordernisse nicht, dann ist der
Lohnbedienstete in die in Spalte 3 genannte
Lohngruppe nur einzustufen, wenn er die in
Spalte 2 unter lit. b und c vorgeschriebenen Er-
fordernisse erfüllt; enthält lit. c der Spalte 2
keine Angaben, so ist diese Maßnahme unzu-
lässig.

5. (1) Ist die Einstufung in die in Spalte 3
genannte Lohngruppe von der Zugehörigkeit
zu einer bestimmten Lohngruppe abhängig
(Spalte 2 lit. c), so erfolgt die Einstufung in
die in Spalte 3 genannte Lohngruppe erst nach
Zurücklegung der Mindestdauer der Zuge-
hörigkeit zu den einzelnen Lohngruppen nach
folgender Wartezeitentabelle:
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(2) Grundsätzlich muß die angegebene Warte-
zeit in der der in Spalte 3 angegebenen Lohngruppe
unmittelbar vorangehenden Lohngruppe zurück-
gelegt worden sein. Ist nach Spalte 2 lit. c ein
Überspringen einer oder mehrerer Lohngruppen
möglich, sind die in der Wartezeitentabelle an-
gegebenen Wartezeiten zusammenzuzählen. Die
vorgeschriebene Wartezeit muß grundsätzlich
in einschlägiger Verwendung zurückgelegt wor-
den sein.

6. (1) Ein Lohnbediensteter gehört — so-
weit nichts anderes bestimmt ist — jener Lohn-
gruppe (Lohngruppenzugehörigkeit) zu, nach
deren Ansätzen sein Monatslohn bemessen
wird.

(2) Zeiten, die in einem anderen Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundes-
bahnen mit zumindest der für Pauschalbe-
dienstete der Vergütungsgruppe A im Wochen-
durchschnitt vorgeschriebenen Arbeitszeit ver-
bracht wurden, werden in jenem Maße zuge-
rechnet, als bei Annahme eines bestehenden
Dienstverhältnisses als Lohnbediensteter und
der gleichen Dienstverwendung eine bestimmte
Lohngruppe erreicht worden wäre.

(3) Bei derselben Verwendung ist bei Er-
mittlung der für eine Einstufung oder Über-
stellung in eine bestimmte Lohngruppe ge-
forderten Dauer einer bestimmten Lohngruppen-
zugehörigkeit eine mehrfache Berücksichtigung
desselben Zeitraumes ausgeschlossen.

7. Für Lohnbedienstete,
7.1 die als Altersüberschreiter gemäß § 31

gelten,
7.2 die nur infolge Überschreitung des für

eine Übernahme in das Beamtenverhältnis
vorgeschriebenen Höchstalters nicht als
Bundesbahnbeamte angestellt werden kön-
nen oder konnten und

7.3 bei denen die Anstellung als Bundes-
bahnbeamter aus anderen von ihnen nicht
verschuldeten Gründen nicht möglich ist
oder war,

sind die in der Anlage 2 der Bundesbahn-Be-
soldungsordnung 1963 bei den vergleichbaren
Positionen vorgesehenen Bestimmungen über
die Zuerkennung von Bezügen sinngemäß an-
zuwenden. Hiebei erhalten Lohnbedienstete der
Lohngruppe 7 einen Lohn, der um 2 Lohn-
stufen höher ist als der vom Lohnbediensteten
innegehabten Lohnstufe entspricht bzw. der
bei erreichter Endlohnstufe, diesen um den
doppelten letzten Vorrückungsbetrag übersteigt;
in Fällen, in denen der Lohn nach Spalte 6 zuer-
kannt wird, ist dieser Lohn der vorher ge-
nannten Maßnahme zugrunde zu legen. Lohn-
bedienstete in Dienstverwendungen, für die
keine vergleichbare Position in der Bundesbahn-
Besoldungsordnung 1963 enthalten ist, sind
in die nächsthöhere Lohngruppe dann zu über-
stellen, wenn sie eine 20jährige Zeit ab Vor-
rückungsstichtag zurückgelegt und ihrer Lohn-
gruppe mindestens 10 Jahre zugehört haben;
die Bestimmungen des vorhergehenden Satzes
sind sinngemäß anzuwenden.
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Artikel II

Übergangs- und Schlußbest immungen

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 3, 6, 8
und 16 finden auf Lohnbedienstete Anwendung,
die seit dem 1. Jänner 1970 oder einem späteren
Zeitpunkt in einem Lohndienstverhältnis ge-
standen sind und die sich im Zeitpunkt der Ver-
lautbarung dieser Kundmachung noch im Lohn-
dienstverhältnis oder einem anderen Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundes-
bahnen befinden. Die Bestimmungen des 1. Satzes
gelten auch für Lohnbedienstete, die am 1. Jänner
1970 oder einem späteren Zeitpunkt im Lohn-
dienstverhältnis gestanden sind, jedoch bis zur
Verlautbarung dieser Kundmachung aus dem
Lohndienstverhältnis ausgeschieden sind und
eine Pension aus der zusätzlichen Pensions-
versicherung Abt. B beziehen.

(2) Die Einstufung der unter Abs. 1 fallenden
Lohnbediensteten in die ihrer Verwendung ent-
sprechende Lohngruppe erfolgt frühestens mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1970.

(3) Maßnahmen nach Abs. 2 werden frühestens
mit 1. Jänner 1971 finanziell wirksam.

(4) Überstellungen, die bei einer in der Zeit
zwischen 1. Jänner 1970 und dem Zeitpunkt
der Verlautbarung dieser Kundmachung aus-
geübten ständigen Verwendung vorgesehen sind,
werden bereits dann wirksam, wenn der Lohn-
bedienstete das 51. Lebensjahr vollendet und
die Hälfte der nach den Spalten 4 und 5 der
Anlage 1 der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung vorgesehenen Wartezeiten zurückgelegt
hat. Diese Begünstigung gilt auch für die in
Z. 7 der Vorbemerkungen der Anlage 1 der
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung vorge-
sehenen lohnrechtlichen Maßnahmen; die
20jährige Zeit ab Vorrückungsstichtag ist jedoch
in keinem Fall kürzbar.

(5) Im Art. III Abs. 2 der 12. Novelle der
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung entfällt
die Wendung „bis zum 31. Dezember 1969".

(6) Im Art. III Abs. 4 der 12. Novelle der
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung ist eine
neue Ziffer 4 folgenden Inhaltes aufzunehmen:

„4. Auf Südtiroler und Kanaltaler im Sinne
des § 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 97/1955
und auf Heimatvertriebene ist § 13 Abs. 3
auch dann anzuwenden, wenn die betreffenden
Dienstzeiten oder Wehrdienstzeiten in ihrem
früheren Heimatstaat zurückgelegt wurden."

(7) Im Art. III der 12. Novelle der Bundes-
bahn-Dienst- und Lohnordnung erhalten die
Abs. 6 und 7 folgende Fassung:

„(6) Die Verbesserung des Vorrückungs-
stichtages gemäß Abs. 3 und die Verbesserung

der bezugsrechtlichen Stellung gemäß Abs. 5
sind

1. wenn der Antrag gemäß Abs. 2 bis zum
31. Dezember 1971 gestellt wurde,

a) bei Lohnbediensteten der Jahrgänge bis
1909 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1970
und

b) bei jüngeren Lohnbediensteten mit Wirk-
samkeit vom 1. Jänner 1972,

2. wenn der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem
31. Dezember 1971 gestellt wurde, mit
Wirksamkeit von dem auf den Tag der
Antragstellung nächstfolgenden Monats-
ersten durchzuführen.

(7) Bei Lohnbediensteten, die in der Zeit
zwischen dem 28. Feber 1969 und dem gemäß
Abs. 6 Z. 1 für ihren Jahrgang in Betracht
kommenden Wirksamkeitstermin aus dem Bun-
desbahndienstverhältnis ausscheiden, ist eine Ver-
besserung gemäß Abs. 2 bis 5 abweichend von
den Bestimmungen des Abs. 6 mit Wirkung vom
Ersten des Monates des Ausscheidens aus dem
Bundesbahndienstverhältnis, wenn das Dienst-
verhältnis mit Ablauf eines Kalendermonates
endet, für den letzten Monat des Dienstver-
hältnisses durchzuführen."

(8) 1. Bei Lohnbediensteten des Dienst-
standes, die vor dem 1. März 1969 in ein Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundes-
bahnen aufgenommen wurden, sind für die
Ermittlung einer Jubiläumsbelohnung gemäß
§ 17 Abs. 2 bis 5 der Bundesbahn-Dienst- und
Lohnordnung in der Fassung des Art. I Z. 11
auch die im Art. III Abs. 4 der 12. Novelle der
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung ange-
führten Zeiten zu berücksichtigen.

2. Hat der Lohnbedienstete die Dienstzeit,
die für die Gewährung einer Jubiläumsbeloh-
nung erforderlich ist, schon vor dem 1. Feber
1955 zurückgelegt, so kann ihm die Jubiläums-
belohnung bei Ausscheiden aus dem Dienst-
verhältnis gewährt werden. In diesem Fall ist
der Jubiläumsbelohnung das Monatsentgelt im
Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst-
verhältnis zugrunde zu legen. Die Bestimmungen
des § 17 Abs. 5 der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung gelten sinngemäß.

3. Die für die Jubiläumsbelohnung maß-
gebende Dienstzeit von Lohnbediensteten, bei
denen für die Festsetzung des Vorrückungs-
stichtages die Bestimmungen des § 13 Abs. 3
der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung und
des Art. III Abs. 4 der 12. Novelle der Bundes-
bahn-Dienst- und Lohnordnung nicht ange-
wendet wurden, ist unter sinngemäßer An-
wendung dieser Bestimmungen zu ermitteln.
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4. Lohnbediensteten, die zufolge der An-
wendung des § 17 der Bundesbahn-Dienst- und
Lohnordnung und der Z. 1 bis 3 die Voraus-
setzungen für die Gewährung einer Jubiläums-
belohnung vor der Verlautbarung dieser Kund-
machung erfüllt hätten, kann, soweit nicht Z. 2
anzuwenden ist, die Jubiläumsbelohnung unter
Zugrundelegung des Monatsentgeltes gewährt
werden, das dem Lohnbediensteten für den
Monat der Verlautbarung dieser. Kundmachung
zusteht.

(9) Es treten in Kraft:
a) die Bestimmungen des Art. I Z. 7 mit

1. März 1969,
b) die Bestimmungen des Art. I Z. 3, 6, 8

und 16 mit 1. Jänner 1970,
c) die Bestimmungen des Art. I Z. 4, 9 und 10

mit 1. Jänner 1972,
d) die übrigen Bestimmungen mit dem auf

die Kundmachung folgenden Tag.
Frühbauer

1 9 1 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 17. Juni 1972, mit der
die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
neuerlich abgeändert wird (10. Novelle der

Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972, Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, in der Fassung der Kund-
machungen BGBl. Nr. 340/1963, BGBl. Nr. 161/
1964, BGBl. Nr. 130/1965, BGBl. Nr. 116/1966,
BGBl. Nr. 314/1966, BGBL Nr. 243/1967, BGBl.
Nr. 265/1968, BGBl. Nr. 169/1969 und BGBl.
Nr. 122/1971 wird wie folgt geändert:

Die Anlage 3 hat zu lauten:

Artikel II

1. Die in der Bundesbahn-Besoldungsord-
nung 1963 in der Fassung des Artikels I ange-
führten Bezugsansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.,
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.,

1. Juli 1974 im Ausmaß von 9732 v. H.,
1. Juli 1975 im Ausmaß von 10000 v. H.
2. Sind die sich nach Ziffer 1 ergebenden Beträge

nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, so sind
Restbeträge von weniger als 50 Groschen zu
vernachlässigen und Restbeträge von 50 Groschen
und darüber als volle Schillingbeträge anzusetzen.

Frühbauer
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192. Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 17. Juni 1972, mit der die
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung neu-
erlich abgeändert wird (15. Novelle der

Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972, Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Artikel I

Die Dienst- und Lohnordnung für die für
den vorübergehenden Bedarf aufgenommenen
Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der Kund-
machungen BGBl. Nr. 66/1956, BGBl. Nr. 207/
1959, BGBl. Nr. 252/1959, BGBl. Nr. 154/1961,
BGBl. Nr. 214/1962, BGBl. Nr. 13/1964, BGBl.
Nr. 162/1964, BGBl. Nr. 131/1965, BGBl.
Nr. 115/1966, BGBl. Nr. 244/1967, BGBl.
Nr. 266/1968, BGBl. Nr. 170/1969, BGBl.
Nr. 222/1970 und BGBl. Nr. 190/1972 wird
wie folgt abgeändert:

Die Anlage 2 hat zu lauten:

Artikel II

1. Die in der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung in der Fassung des Artikels I ange-
führten Lohnansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.,
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.,
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H.,
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100•00 v. H.

2. Sind die sich nach Ziffer 1 ergebenden
Beträge nicht durch volle Schillingbeträge teilbar,
so sind Restbeträge von weniger als 50 Groschen
zu vernachlässigen und Restbeträge von 50 Gro-
schen und darüber als volle Schillingbeträge anzu-
setzen.

Frühbauer

1 9 3 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 17. Juni 1972 über die
Gewährung von Teuerungszulagen an Bun-
desbahnbeamte und Lohnbedienstete der
Österreichischen Bundesbahnen (Teuerungs-

zulagenkundmachung 1972)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juni 1972, Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kundge-
macht:

Abschnitt I

§ 1. Den Bundesbahnbeamten gebühren zum
Gehalt, der Dienstalterszulage und der Dienst-
zulage, den Lohnbediensteten zum Monatslohn
Teuerungszulagen im Ausmaß von 3•5 v. H. der
bezeichneten Geldleistungen.

§ 2. Sind die sich nach § 1 ergebenden Teue-
rungszulagen nicht durch volle Schillingbeträge
teilbar, so sind Restbeträge von weniger als
50 Groschen zu vernachlässigen und Restbeträge
von 50 Groschen und darüber als volle Schillinge
anzusetzen.

§ 3. Die Teuerungszulagen teilen das recht-
liche Schicksal der Geldleistung, zu der sie ge-
währt werden.

Abschnitt II

§ 4. Die Bestimmungen des Abschnittes I sind
auf Bezugsansprüche anzuwenden, die nach dem
30. Juni 1972 liegende Zeiträume betreffen.

§ 5. Die Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 29. Juni 1971, BGBl. Nr. 223,
tritt für die Zeit ab 1. Juli 1972 außer Kraft.

Frühbauer


